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Jürgen Koeka
Die Geschichtswissenschaft in der 

Vereinigungskrise*

I Die DDR-Geschichtswissenschaft war eine 
Geschichtswissenschaft in der Diktatur. Da­
von wurde sie tief beschädigt. Ihr fehlte das un­

abdingbare MaB an Autonomie. Die Auswahl des 
Personals geschah unter starker Berücksichti­
gung politischer Loyalitätskriterien, das bedeu­
tete wissenschaftlichen Rationalitätsverlust. Rei­
se- und Informationsmöglichkeiten wurden arg 
beschnitten, eine gewisse Rückständigkeit war 
die Folge. Zensur und andere potitisch-admini­
strative Gängelung wirkten zusammen, man­
gelnde Mobilität und Flexiblität folgten daraus, 
oft auch ein Mangel an Motivation: es lohnte 
nicht.

nDie Geschichtswissenschaft war dem DDR- 
System enger verbunden als die meisten 
anderen Kulturwissenschaften. Weil sich das 

System in hohem MaB historisch zu legitimieren 
versuchte, benötigte und pflegte es die Ge­
schichtswissenschaft in besonderer Weise, als 
Legitimationswissenschaft. Daraus ergab sich 
mehreres. Die politische Instrumentalisierung 
der Geschichtswissenschaft war ausgeprägter 
als die der meisten anderen Kulturwissenschaf­
ten. Ihre Grundannahmen waren der Kritik ent­
zogen. Es gab politisch bedingte Verbiegungen,

die vor allem im Bereich der neuesten Geschich­
te zur Geschichtsklitterung wurden. Die Zahl der 
Historiker war außerordentlich hoch und ist es 
weiterhin, mit charakteristischen Verzerrungen 
hin zur neueren und neuesten Geschichte wie 
auch zur Poiitikgeschichte. Viele Historiker an 
Schulen und Hochschulen hatten forschungs­
fremde Schulungsarbeitzu treiben, während die 
Forschung der Tendenz nach in reinen For­
schungsinstituten tonzentriert wurde.

m Aus all dem ergaben sich tiefe Prägungen 
und Schäden, die auch in der entstehen­
den gesamtdeutschen Geschichtswissenschaft 

als schwere Belastungen weiter wirken werden. 
Aber es gibt auch eine andere Seite. Damit die 
Historiker ihre besonderen Aufgaben im kommu­
nistischen System wahrnehmen konnten, mußte 
dieses System ihnen erlauben, ein ganzes Stück 
weit nach ihren eigenen Regeln zu arbeiten, um 
als Wissenschaftler zu existieren und anerkannt 
zu werden, möglichst auch international. Über­
dies gilt, daB Historiker sich auch unter diktatori­
schen Bedingungen a/s Wissenschaftler verste­
hen und also institutioneil, methodisch und in­
haltlich gewisse Eigenständigkeit beanspru­
chen statt reine Propagandisten zu sein. Auch
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die Geschichtswissenschaft in der DDR ist in ih­
rer Rolle als Legitimationswissenschaft nicht 
aufgegangen. Vor allem in den etwas politikfer­
neren Bereichen ist ansehnliche empirische Ar­
beit geleistet worden, die auch in der Bundesre­
publik und im Ausland Beachtung und Zustim­
mung gefunden hat -  vor allem im Detail, weni­
ger in den großen Linien. Hier gab und gibt es 
zahlreiche Möglichkeiten zur Zusammenarbeit. 
Sie nahmen in den letzten Jahren zu. Überhaupt 
ist die DDR-Geschichtswissenschaft in den letz­
ten Jahren etwas weniger dogmatisch, etwas of­
fener und auch interessanter geworden.

Das resultierende Gesamtbild ist also vielfäl­
tig, schwer auf einen Begriff zu bringen. Was ist 
zu tun? Nach dem Zusammenbruch des DDR- 
Systems und dem Beitritt der DDR zur Bundes­
republik kann es nur noch eine, in sich allerdings 
vielfältige, deutsche Geschichtswissenschaft 
geben. Damit stellen sich schwierige Integra­
tionsprobleme, zumindest auf drei Ebenen:

1. Auf der grundsätzlichsten Ebene kann es 
kein Zusammenwachsen der beiden Wissen­
schaften au f mittlerem Grund geben, sondern 
das Ziel ist die Verwirklichung wissenschaftli­
cher Grundsätze auch in jenen Bereichen der 
DDR-Geschichtswissenschaft, in denen sie bis­
her nur mangelhaft verwirklicht waren und stän­
dig verletzt wurden. Zu diesen Grundsätzen ge­
hören: innere Pluralität statt Homogenität, insti­
tutionalisierte Kritik, Selbstkritik und Revisions­
bereitschaft statt Dogmatismus, institutionell ab­
gesicherte Autonomie statt Instrumentalisie­
rung, die individuelle Verantwortung des Wis­
senschaftlers statt schädlicher Hierarchien, die 
Orientierung an der regulativen Idee der Objekti­
vität statt Parteilichkeit.

Auch wenn solche Prinzipien nirgends hun­
dertprozentig realisiert werden -  auch nicht im 
westlichen Wissenschaftsbetrieb -  ist die prinzi­
pielle Verpflichtung auf solche Grundsätze wis­
senschaftlicher Rationalität die zentrale Voraus­
setzung der Zugehörigkeit zu einer Wissen­
schaftiergemeinschaft, die eben durch die Ver­
pflichtung auf solche Grundsätze über sonstige 
Überzeugungsunterschiede der Mitglieder hin­
weg zusammengehalten wird. -  Nun ist nicht zu 
sehen, daß von Historikern aus der (ehemaligen) 
DDR derzeit noch gegen solche universellen 
Grundsätze von Wissenschaftlichkeit theore­
tisch begründete Einwände kämen. Die seiner­
zeit gängige Abwertung dieses universellen Wis­
senschaftsbegriffs als »bürgerlich« scheint mit 
dem SED-System zusammengebrochen zu sein.

Doch bleiben riesige Glaubwürdigkeitsprobleme 
übrig. Wie lange, wie systematisch und program­
matisch muß jemand jene Prinzipien verletzt ha­
ben, um sich als Wissenschaftler hoffnungslos 
diskreditiert zu haben? Wie lange wirkt die Ge­
wöhnung an Anpassung nach? Was folgt daraus 
für die Anerkennung oder Nicht-Anerkennung 
durch Kollegen? Darüber braucht das Fach eine 
sehr offene Diskussion -  wohl gemerkt nicht 
über politische Gesinnungen von Privatperso­
nen, sondern über die Wissenschaftlichkeit von 
Historikern, ausweislich ihrer vorliegenden Pu­
blikationen und ihres bekanntgewordenen beruf­
lichen Verhaltens, und zwar öffentlich, nicht in 
Hinterzimmern oder hinter vorgehaltener Hand. 
Die Profession litte Schaden -  und mit ihr die po­
litische Kultur -  wenn hier unter den Teppich ge­
kehrt und sogleich zur Tagesordnung überge­
gangen würde.

2. Die Integration hat schwierige institutioneile 
und personelle Seiten. Dazu jetzt nur ein Gedan­
ke: Das Gebot der inneren Vielfalt von Ansätzen 
und der auch kritischen Kommunikation zwi­
schen ihnen gehört zu den zentralen Prinzipien 
unserer Wissenschaft, als Bedingung ihrer Lei­
stungsfähigkeit. Daraus folgt als mittelfristig zu 
realisierendes Ziel die Pluralisierung von Ansät­
zen, die Aufbrechung von Homogenität, die 
Durchmischung von Wissenschaftlergruppen, 
neue Verflechtungen -  was die ostdeutsche Sei­
te unbestreitbar viel nötiger braucht als die west­
deutsche. Das heißt: Dozentenaustausch, die 
möglichst schnelle Herstellung von überregiona­
len Arbeitsmärkten, die Öffnung des Verbandes 
für die Historiker aus der vergehenden DDR als 
Regel, so etwas wie ein Fiebiger-Programm1 für 
die DDR, möglichst viele Um- und Neubesetzun­
gen von Professuren, gemeinsame Projekte auf 
Zeit, neue institutioneile Verflechtungen zwi­
schen West und Ost. Das tostet auch Geld. Aus 
Interesse an seiner politischen Kultur und seiner 
geistigen Zukunft wird das Gemeinwesen in die­
sem Bereich hoffentlich nicht geizen.

3. Im Rahmen der hoffentlich zunehmenden 
innerfachlichen Vielfalt kann man dann fragen, 
was denn die Historiker aus der bisherigen DDR 
an Methoden, Fragen und Ansätzen spezifisch 
und bereichernd in die allmählich entstehende 
gesamtdeutsche Geschichtswissenschaft ein- 
bringen können, über den nötigen Nachvollzug 
dessen hinaus, was sie bisher versäumt haben 
oder was ihnen bisher versperrt war. Hat 
vielleicht die jahrzehntelange Erfahrung der 
Diktatur nicht nur gelähmt, sondern auch
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sensibilisierend gewirkt? Undogmatisch ver­
wendet, können bekanntlich marxistische Ansät­
ze sehr produktiv sein. Was bringen die DDR-Hi- 
storiker in dieser Hinsicht mit? Marxistische Tra­
ditionen, die durch Dogmatismus und Diktatur 
nicht zutiefst diskreditiert wurden? Wir durchle­
ben gegenwärtig eine Vereinigungskrise. Manch­
mal fördern Krisen die Innovationsfähigkeit. Ent­
steht in der DDR intellektuell derzeit Neues?

Die »Kosten« der deutschen Vereinigung sind 
nicht nur finanzieller Natur. Zu ihnen gehört 
auch der Zwang, mit der Gesellschaft und Kultur 
der bisherigen DDR bösartige Schäden und tiefe 
Verformungen zu absorbieren. Die Integration 
der bisherigen DDR-Geschichtswissenschaft ist 
aus der Perspektive der bisherigen Bundesrepu­
blik vor allem eine Last und eine Aufgabe, deren 
Realisierung ihre Zeit brauchen wird.

Postskript
Die Vereinigung vollzieht sich als Integration -  
und Auflösung -  der DDR in die Bundesrepublik, 
nach deren Regeln, nicht als Zusammenwach­
sen auf mittlerem Grund und nicht als Kompro­
miß zwischen beiden Systemen, aus dem ein 
Drittes, gar Besseres, hervorgehen könnte. 
Grundsätzlich ist das auch richtig. Zwar ist das 
bundesrepublikanische System alles andere als 
vollkommen. Es enthält Widersprüchlichkeit und 
Irrationalität, Ungerechtigkeiten und Häßlichkei­
ten, Unsicherheit und Entfremdung, es kennt 
Sieger und Verlierer, Nutznießer und Opfer. Aber 
es ist dem, was die DDR ausmachte, und dem, 
was von ihr übrigblieb, eindeutig überlegen. Und 
es wird von der großen Mehrheit der ostdeut­
schen Bevölkerung weiterhin klar präferiert. Vor 
allem ist nicht zu sehen, wie die Schwächen des 
bundesrepublikanischen Systems durch Über­
nahme von einzelnen Bestandteilen des DDR- 
Erbes zu beheben sein sollten. Überzeugende 
Visionen von »dritten Wegen« haben sich nicht 
herauskristallisiert. Einzelnes, was in der Bun­
desrepublik unterentwickelt bleibt, in der DDR 
vorhanden war und erhaltenswert scheint, ist oh­
ne andere, negative Systembestandteile nicht zu 
bewahren und nicht einfach umzutopfen. Über­
dies drängt die Zeit, Abstürze drohen, der Druck 
nimmt zu. Wer würde sich Zutrauen, unter die­
sen Bedingungen ein recht arbeitsfähiges und 
sehr breit akzeptiertes Gesamtsystem wie das 
der Bundesrepublik grundsätzlich auf den Prüf­
stand und zur Disposition zu stellen, um alter­

native Zielvorstellungen zu entwickeln, die mehr­
heitlich getragen und durchsetzbar sind? Dazu 
ist die Situation teils zu krisenhaft, teils -  für die 
Mehrheit -  nicht krisenhaft genug. So läuft Poli­
tik nicht ab, schon gar nicht in der Demokratie.

Doch Zweifel bleiben. Die Ausbreitung des 
bundesrepublikanischen Systems in den neuen 
Ländern gelingt in einigen Bereichen sehr gut, in 
anderen weniger, weil dort die Voraussetzungen 
fehlen, die es zum Funktionieren braucht. An der 
abrupten Einführung des marktwirtschaftlichen 
Modells in einem darauf nicht vorbereiteten Um­
feld läßt sich dies derzeit beobachten. Grund­
sätzlicher noch: Bedeutet die »Verwestlichung« 
der DDR, auch dort, wo sie möglich, vernünftig 
und wünschenswert ist, nicht immer auch Ver­
lust von Selbständigkeit und Selbstbestimmung, 
die doch gerade -  als Kern demokratischer Kul­
tur -  wiedergefunden und gestärkt werden soll? 
Dagegen melden sich ja auch -  verständlicher­
weise, glücklicherweise -  erste Proteste, beson­
ders im kulturellen Bereich, und selbst die ver­
breitete Sprachlosigkeit vieler Intellektueller aus 
der ehemaligen DDR läßt sich teilweise so deu­
ten. Schließlich: Steht das System der Bundes­
republik, um dessen Verallgemeinerung es geht, 
nicht geradezu emphatisch für Vielfalt ein, und 
folgt daraus nicht, daß nicht alles über einen Lei­
sten geschlagen und so eingerichtet werden 
muß, wie es in der alten Bundesrepublik war? 
Was gegenwärtig in der Wissenschaft, auch in 
der Geisteswissenschaft, geschieht, muß sich 
solchen kritischen Fragen stellen.

Die Begutachtung der Wissenschaftsorgani­
sation in der ehemaligen DDR ist in vollem Gan­
ge und wird zweifellos zur Empfehlung tiefgrei­
fender Strukturveränderungen führen, z.B. im 
Bereich der Institute, die bis vor kurzem zur Aka­
demie der Wissenschaften der DDR (AdW) ge­
hörten. Die Begutachtung durch den Wissen­
schaftsrat sieht berechtigterweise vom Kriterium 
der Kompatibilität nicht ab, denn das Ziel muß 
sein, in Deutschland ein in sich verträgliches Sy­
stem wissenschaftlicher Institutionen zu schaf­
fen. Doch dreierlei ist anzufügen:

(a) Der Grundsatz der Kompatibilität erfordert 
Einpassung, nicht Anpassung. Es mag sehr gu­
te Gründe geben, das westliche Modell nicht 
überall schlechtweg zu imitieren, sondern punk­
tuell zu ergänzen, bzw. zu variieren.

(b) Wichtiger als das Kriterium der Kompatibili­
tät ist das sehr viel leichter universalisierbare 
Kriterium der wissenschaftlichen Leistungsfähig­
keit, von dem her in der Tat sehr grundsätzliche
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Einwände gegen den institutionellen Status quo 
des aus der DDR überkommenen Wissen­
schaftssystems erhoben werden müssen, im 
Vergleich zur Leistungsfähigkeit der Wissen­
schaftssysteme in der alten Bundesrepublik und 
in anderen westlichen Ländern.

(c) Die derzeit ablaufende Begutachtung von 
Wissenschaftsinstitutionen in der ehemaligen 
DDR beglaubigt und pointiert die Kriterien, de­
nen sie berechtigterweise verpflichtet ist. Nur 
um den Preis der Inkonsistenz und des Glaub­
würdigkeitsverlustes könnte die zukünftige Be­
gutachtung ähnlicher Institutionen in den westli­
chen Bundesländern von der Beachtung derart 
geschärfter Kriterien absehen. Die kritische Eva­
luation der Wissenschaft in der ehemaligen 
DDR wird für die Evaluation der Wissenschaft in 
den alten Bundesländern nicht folgenlos blei­
ben. Auch dort ist bekanntlich vieles nicht voll­
kommen.

Im außeruniversitären Sektor wird die institu­
tioneile Umstrukturierung die unbedingt notwen­
dige personelle Erneuerung und Durchmi­
schung erleichtern. Hier kommt es sogar umge­
kehrt darauf an, zu verhindern, daß der notwen­
dige Umbau zuviel personelle Diskontinuität mit 
sich bringt. So muß man etwa im Bereich der gei­
steswissenschaftlichen AdW-lnstitute zu errei­
chen versuchen, daß trotz der notwendigen tief­
greifenden institutionellen Reorganisation gleich­
wohl der qualifizierten Mehrheit der dort be­
schäftigten Wissenschaftler und Wissenschaft- 
lerinnen ihren Qualifikationen entsprechende 
Weiterarbeitsmöglichkeiten geboten und der an­
sonsten drohende Verlust wissenschaftlichen 
Potentials verhindert wird. Vor organisatorischen 
Neuansätzen zu diesem Zweck darf man nicht 
zurückscheuen, langfristig tragfähige Über­
gangslösungen sind unverzichtbar, die dafür nö­
tigen Ressourcen werden hoffentlich zu mobili­
sieren sein.

Was die Universitäten betrifft, stellte der Eini­
gungsvertrag nur die Alternative zwischen 
»Überführung« oder »Abwicklung« bereit, nicht 
aber die eigentlich notwendige Variante der 
»Umstrukturierung«. Blickt man auf die Ge­
schichtswissenschaft, so scheint nur der ent­
sprechende Fachbereich der Humboldt-Univer­
sität »abgewickelt« zu werden und damit die hof­
fentlich bald klug genutzte Chance zu haben, im 
notwendigen Ausmaß -  aber ohne Kahlschlag 
gegenüber dem bisherigen Personal -  personell 
erneuert zu werden. In den anderen Universitä­
ten sind die geschichtswissenschaftlichen Fach­

bereiche gar nicht oder nur in kleinen, beson­
ders politiknahen Teilen zur »Abwicklung« vorge­
sehen worden. Ob den neuen, demokratisch le­
gitimierten, staatlichen Instanzen trotzdem noch 
Gestaltungs- und Erneuerungsspielraum ver­
bleibt, kann man bezweifeln. Einmal »überführt«, 
werden Arbeitsplätze auch ohne Beamtenstatus 
relativ sicher.

Nur in extremen Fällen besonderer Selbstdis­
kreditierung oder eklatant fehlender Qualifika­
tion wird man noch Korrekturen durchsetzen 
können. Auf die Selbstreinigungskraft kollegialer 
Gremien »von innen« darf man nicht zu sehr set­
zen. Jedes kollegiale Organ ist in der Regel 
überfordert, wenn es sich radikal amputieren 
und kurzfristig erneuern soll. Anstöße von »au­
ßen« sind nötig, von auswärtigen Mitgliedern der 
jeweiligen Wissenschaftlergemeinschaft im Be­
rufungsprozeß und von seiten staatlicher Behör­
den bei der Restrukturierung. Die Klage der Uni­
versitäten, nun werde ihre Autonomie schon wie­
der abgeschafft, überzeugt nicht so recht. Im 
staatlich getragenen Bildungssystem fallen 
Strukturentscheidungen auch bei geltender 
Hochschulautonomie in den staatlichen Kompe­
tenzbereich. Und was das Personelle betrifft: 
Wer stark heteronom rekrutierten und homogen 
zusammengesetzten Gremien von heute auf 
morgen Autonomie und damit faktisch das 
Recht auf Selbstkooptation überträgt, ermög­
licht die Fortdauer der unter Heteronomiebedin- 
gungen entstandenen Homogenität und Einsei­
tigkeit. -  Niemand scheint den vollen Überblick 
zu besitzen und zu wissen, wie weit die Arbeit 
von internen Kommissionen, die Praxis der Vor­
ruhestandsregelung, die Fluktuation als Folge 
von Strukturänderungen wirklich reichen. Aber 
der Eindruck herrscht vor, daß in den überwie­
gend nicht zur »Abwicklung« vorgesehenen Tei­
len der universitären Geisteswissenschaften 
mehr personelle Kontinuität droht, als es im In­
teresse wissenschaftlicher Qualität, innerer 
Glaubwürdigkeit und zukünftiger Wettbewerbs­
fähigkeit der Universitäten wünschenswert wäre.

Was nun die Inhalte und Methoden, die Frage­
stellungen und Perspektiven der geschichtswis­
senschaftlichen Arbeit betrifft, so ist sehr viel in 
Bewegung und entzieht sich dem Überblick. Die 
grundsätzliche Selbstreflektion hat eingesetzt, 
jedenfalls in Ansätzen, zum Teil wirken ostdeut­
sche und westdeutsche Wissenschaftler dabei 
zusammen. Die in diesem Heft dokumentierte 
Veranstaltung bei der Historischen Kommission 
in Berlin im Dezember 1990 ist nur eines unter
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zahlreichen Beispielen. Historiker in den östlichen 
Bundesländern nutzen die für viele von ihnen 
neuen Freiheiten und Möglichkeiten zu Kontak­
ten und Reisen, Bibliotheks- und Archivbesu­
chen, neuerdings auch zu Anträgen auf zusätzli­
che Fbrschungsmittel und -aufenthalte bei den 
zuständigen Institutionen, Behörden und Stif­
tungen. Institute, Arbeitskreise, Projekte entste­
hen neu, diese oft in Zusammenarbeit mit west­
deutschen Kollegen.

An Hindernissen und Behinderungen fehlt es 
zwar nicht: Existenzunsicherheit und Orientie­
rungsschwierigkeiten im neuen, vergleichswei­
se wenig gegängelten wissenschaftlichen Sy­
stem, die ausgeprägte Ungleichheit zweier nur 
ganz allmählich zusammenwachsender wissen­
schaftlicher Kulturen, Verhaltensunsicherheiten 
auf beiden Seiten. Die Kommunikation hakt wei­
terhin an der formal nicht mehr bestehenden 
Grenze. Schon das Telefonieren ist ein Problem, 
selbst innerhalb Berlins. Und auch in der Erinne­
rung der Westdeutschen lebt die Vergangenheit 
weiter; man weiß, was der Kollege von »drüben« 
vor einigen Jahren geschrieben hat, und hört, 
was er heute sagt; die Divergenz muß man verar­
beiten, nicht ohne sich glücklich zu schätzen, 
daß einem ähnliche Könsistenzprobleme erspart 
geblieben sind. Aber im ganzen nehmen die Ver­
flechtungen zu, die Unterschiede schleifen sich 
allmählich ab, die alltägliche, ungemein dezen­
tralisierte fachliche Arbeit ist das wichtigste Me­
dium, in dem die tief eingegrabene Teilung all­
mählich wirklich überwunden, wenn auch nicht 
durch Einförmigkeit ersetzt wird. Nimmt die inne­
re Vielfältigkeit zu?

Sicherlich in empirischer Hinsicht. Was die re­
gionale Breite, das Spektrum der Fälle, die Bunt­
heit der Beispiele betrifft, wird die entstehende 
gesamtdeutsche Geschichtswissenschaft rei­
cher sein als die westdeutsche oder die ostdeut­
sche der letzten Jahrzehnte, jeweils für sich ge­
nommen. Das ist sehr zu begrüßen, ganz neue 
Forschungsgebiete eröffnen sich: in der Zeitge­
schichte vor allem, aber auch durch Einbezie­
hung von Regionen, die einem bisher verschlos­
sen waren oder fern lagen.

Dagegen ist -  aus der Perspektive eines west­
lichen Historikers gesprochen -  nicht recht zu se­
hen, daß die Vielfalt der Ansätze, der Paradigmen, 
der Theorien und Kontroversen durch Historiker 
aus der ehemaligen DDR erheblich bereichert 
würde. Nach dem Zusammenbruch der zwin­
genden marxistisch-leninistischen Interpreta­
tionsschemata -  nachdem es möglich geworden

ist und aus vielen Gründen naheliegt, von ihnen 
abzurücken - , wenden sich viele tollegen aus 
der ehemaligen DDR -  auch die jüngeren -  ganz 
entschieden dem kleinen Detail, der quellen­
nahen Untersuchung, der unverfänglichen Spe­
zialfrage zu: eine sicher verständliche, aber 
nicht gerade aufregende Wendung zur strikten 
Empirie und manchmal auch zum Herkömmli­
chen. Mit dem, was die marxistische Tradition an 
Produktivem zweifellos enthielt, wird derzeitig 
wenig gearbeitet, obwohl hier doch die Historiker 
aus der DDR gewisse komparative Vorteile ha­
ben könnten. War diese Tradition so wenig ver­
wurzelt? Wird sie von der gegenwärtigen Verun­
sicherung zeitweise beiseite gedrückt? Oder ist 
sie wirklich am Ende?

Man ist auch darauf gespannt, wie sich die 
Kollegen aus den neuen Bundesländern an den 
großen Debatten beteiligen werden: über natio­
nale Identität und deutschen »Sonderweg«, über 
das Verhältnis des neuen Deutschland zu seiner 
-  gemeinsamen -  Vergangenheit vor 1945 und 
die Bedeutung der Zäsur von 1945 im Vergleich 
zu der von 1989/90, über das Verhältnis von so­
zialistischer Tradition und diktatorischem Kom­
munismus, über Ähnlichkeiten und Unterschie­
de faschistischer und kommunistischer Diktatu­
ren, aber auch über das Verhältnis von Struktur- 
und Erfahrungsgeschichte, über die postmoder­
ne Herausforderung an die wissenschaftliche 
Rationalität und anderes mehr. Die intellektuelle 
Verarbeitung des Zusammenwachsens steht auf 
beiden Seiten noch sehr am Anfang.

Anmerkungen
*  Die nachfolgenden Thesen wurden auf einer Podiumsdis­

kussion Ober die Lage der Geschichtswissenschaft in der 
DDR auf dem Historikertag in Bochum am 27.9.1990 vorge­
tragen. Das Postskript wurde Anfang M ärz 1991 hinzuge­
fügt.

1 Ein in den westlichen Bundesländern bewährtes Pro­
gramm, sehr gute Nachwuchswissenschaftler auf eigens 
dafür neu geschaffene Professuren zu berufen und ggf. 
dafür bestehende Professuren später wegfallen zu lassen, 
wenn ihre Inhaber ausscheiden.


